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Günter ist endlich draußen ! 


Jetzt müssen als nächstes die anderen drei haftunfähigen Ge- 
fangenen raus: Bernd Rößner, Ali Jansen und Isabel Jacob. 

Günter war von Anfang an haftunfähig, d.h. seit dem Tag 
seiner Verhaftung am 3. Mai 1977. Er wurde als Mitglied der 
RAF festgenommen, kurz nach der Aktion gegen den damali- 
gen Generalbundesanwalt Buback und kurz vor den Aktionen 
der RAF gegen den Bankier Ponto und den Arbeitgeberpräsi- 
denten Schleyer. Aufgrund dieser Aktivitäten versuchte der 
Staat exemplarisch. an ihm sein Vernichtungsprogramm 
durchzuführen. Günter,- der aufgrund seiner durch die Ver- 
haftung erlittenen Kopfverletzung nichts mehr als seinen Na- 
men wußte, mußte unter Isolationsbedingungen das Schrei- 
ben und Lesen wieder erlernen. Seitdem gab es draußen die 
Forderung, Günter sofort rauszulassen. Das haben wir jetzt 
nach 15 Jahren erreicht. 

Wir freuen uns und wünschen Dir, Günter, daß Du nun end- 
lich ein wenig Erholung von all den Torturen bekommst und 
viele, viele gute Stunden mit FreundInnen reden und wieder 
leben kannst ! | 

Unserer Freude mischt sich aber auch mindestens ein Weh- 
mutstropfen bei — denn: Die Prozedur Deiner Anhörung war 
eine Zumutung und darf sich bei den anderen Gefangenen 
nicht wiederholen. In einem Brief einer Mutter, den diese im 
Namen der Angehörigen am 22.4.92 an den Bundeskanzler 
geschrieben hat, heißt es hierzu: „Wir Angehörigen halten 
diese Anhörung bei einem Haftunfähigen für widersinnig und 
unangebracht. Sie stellt nur eine weitere Variante der immer 
von Politik und Justiz bestrittenen Sonderbehandlung dar ... 
Im Rechtsstaat werden Haftunfähige keiner Anhörung unter- 
worfen.“ Zur Unterstreichung dieser Forderung erschienen 
am 27.4. einige Angehörige von politischen Gefangenen so- 
wie ehemalige Gefangene und FreundInnen im Bundeskanz- 
leramt. 

Wir dokumentieren in diesem Info die unterschiedlichsten 
Texte und Erklärungen, die alles in allem klarmachen, daß es 
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um noch mehr geht: nämlich die bedingungslose Freilassung 
aller politischen Gefangenen, die entweder haftunfähig oder 
länger als 15 Jahre inhaftiert sind — und perspektivisch aller. 
Uns ist dabei bewußt, daß dieses nicht automatisch geschehen 
wird oder ausschließlich eine Sache zwischen Staat und RAF 
ist. Es ist und bleibt entscheidend, was die Gesellschaft und 
die unterschiedlichsten Gruppen und Bereiche dazu sagen und 
durchzusetzen versuchen. Jede/r in ihrem/seinem Bereich 
nach Interventionsmöglichkeiten sucht. Es gibt Ansätze dazu, 
aber es muß noch mehr geben. Insbesondere die fortschrittli- 
chen und linken Kräfte die es (wie auch) immer noch gibt, 
sind dabei gefordert, die politische Lösung für die Gefange- 
nen durchzusetzen. ‚,... von allein werden sie an keinem 
punkt zurückweichen, dafür wird immer gesellschaftlicher 
druck und kämpfe für unsere forderungen notwendig sein 
. . < (Erklärung der RAF vom 10.4.) (d. Red.) 


Politische Gesamtlösung 
statt Gewaltverzichtserklärung 


Erklärung des Rechtsanwaltes von Günter Sonnenberg zu 
dessen Anhörung und zum Antrag der Bundesanwalt- 
schaft, ihn vorzeitig zu entlassen 

10. 5. 1992 
Die Erklärungen der RAF vom 10.4.92 und der Gefangenen 
vom 15.4.92 haben eine politische Situation geschaffen, in 
der der Staat sein Verhältnis zu den politischen Gefangenen 
und ihrer Behandlung neu bestimmen kann. 

Als Etappe eines neuen, offenen Prozesses der politischen 
Auseinandersetzung steht die Freiheit aller politischen Gefan- 
genen in einem absehbaren Zeitraum. Die Gefangenen haben 
klar gesagt, daß für sie nur Schritte in Betracht kommen, die 
in Richtung Gesamtlösung für die Gefangenengruppe gehen. 
Wie die Schritte im einzelnen aussehen, ist zweitrangig. 


Vor diesem Hintergrund und der Tatsache, daß Günter Son- 
nenberg durch seine schwere Kopfverletzung seit seiner Fest- 
nahme 1977 haftunfähig ist, hat er entschieden, an der für ihn 





Für das Leben und die Freiheit 
der politischen Gefangenen! 


Wir rufen auf zur 
BUNDESWEITEN DEMONSTRATION 


am 20. Juni 1992 in Bonn 
Beginn: 11 Uhr 


anstehenden a ann nach $ 57a StGB teilzuneh- 
men. 

Er hat dort nochmals ausdrücklich den Schritt der RAF als 
richtig erklärt und auf die Notwendigkeit einer politischen 
Neubestimmung hingewiesen. 

Ungeachtet dessen haben sowohl BAW als auch das Gericht 
darauf bestanden, daß individuelle Erklärungen darüber ab- 
gegeben werden, ob er sich nach der Entlassung an bewaffne- 
ten Auseinandersetzungen beteiligen oder Gewalt zur Durch- 
setzung politischer Ziele anwenden werde. Günter Sonnen- 
berg hat unter Hinweis auf seinen Gesundheitszustand und auf 
die neue politische Situation erklärt, daß er dies, soweit er das 
jetzt überschauen könne, nicht tun werde. 

Obwohl die Anhörung durchweg den Charakter der Erpres- 
sung einer persönlichen Gewaltverzichtserklärung hatte, hat 
Günter Sonnenberg sie nicht abgebrochen, um so die Mög- 
lichkeiten einer Entwicklung in Richtung einer politischen 
Lösung für die Freiheit aller Gefangenen offenzuhalten. Der 
Abbruch des 57 a-Verfahrens durch ihn hätte das Ende dieser 
Möglichkeit auf zunächst nicht absehbare Zeit bedeuten kön- 
nen. 


Die BAW hat jetzt die vorzeitige Entlassung von Günter Son- 
nenberg beantragt. Gleichzeitig versucht sie mit ihrer Presse- 
erklärung vom 8.5.92 die Auseinandersetzung um eine poli- 
tische Gesamtlösung für die Gefangenen zu verhindern. Sie 
negiert weiterhin die Existenz des Gefangenenkollektivs, die 
Sonderbehandlung seit 22 Jahren, die Tatsache von haftun- 
fähigen Gefangenen sowie die politische Erklärung der Ge- 
fangenen vom 15.4.92. Sie setzt weiter auf individuelle Ge- 
waltverzichtserklärungen der Gefangenen und Scheinnorma- 
lität. 


Eine „Normalität“ in der Behandlung der Gefangenen hat es 
nie gegeben — Sondergesetzgebung und Sonderhaftbedin- 
gungen sind klare Tatsachen. So kann es auch jetzt für die 
Freiheit aller politischen Gefangenen keinen ‚‚normalen“ 
Weg geben. 


Gerd Klusmeyer, Rechtsanwalt 


„Freilassung aller haftunfähigen sowie 
derjenigen politischen Gefangenen, 
die bereits 15 Jahre inhaftiert sind“ 


Resolution des 16. Strafverteidigertages 

Die Initiative des bisherigen Justizministers Kinkel und die 

Erklärung der RAF vom 10.4.1992 haben eine öffentliche 

Diskussion ausgelöst, die vom 16. Strafverteidigertag aus- 

drücklich begrüßt wird. 

Um die eingeleitete Entwicklung zu unterstützen und zu be- 
schleunigen, sind schnellstmöglich folgende Maßnahmen zu 
ergreifen: 

— Freilassung aller haftunfähigen sowie derjenigen politi- 
schen Gefangenen, die bereits 15 Jahre inhaftiert sind ; 

— Zusammenlegung der übrigen Gefangenen in ein oder zwei 
Gruppen, soweit sie es wünschen, und Schaffung der Be- 
dingungen dafür, daß sie in absehbarer Zeit entlassen wer- 
den können. 

Die aktuelle Diskussion gibt erneut Veranlassung, die Ab- 

schaffung der Gesetze zu fordern, die seit 1972 unter dem 

Vorwand der sog. Terrorismusbekämpfung eingeführt wor- 

den sind, insbesondere: § 129a StGB, KontaktsperreG, 

Kronzeugenregelung, $$ 138a, Abs. 2, 146, 148 Abs. 2, 

231 a StPO. 

Die Hochsicherheitstrakte sind zu schließen, Sonderhaftbe- 
dingungen dürfen nicht angeordnet werden. 

Die aktuelle Diskussion hat erneut die Problematik der le- 
benslangen Freiheitsstrafe ins Öffentliche Bewußtsein ge- 
rückt. Diese Sanktion ist abzuschaffen. In jedem Fall ist 
$ 57a StGB dahin abzuändern, daß eine Entlassung bereits 
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nach Verbüßung von zehn Jahren Freiheitsstrafe möglich ist. 
(Vom Pienum am 17.5.1992 mit großer Mehrheit angenöm- 


. men) 


Politische Gefangene in der BRD: 
Nach UNO-Kriterien wären alle frei 


Der nordrhein-westälische Justizminister Krumsiek spricht 
sich gegen eine „Versöhnung“ mit der RAF und gegen eine 
„besondere rechtliche Behandlung‘ der Gefangenen aus der 
RAF und dem antiimperialistischen Widerstand aus und be- 
gründet dies damit, daß es in Deutschland ‚‚kein Gesinnungs- 
strafrecht“ geben würde (Frankfurter Rundschau, 
24. 4. 1992, S. 4). | 

Tatsächlich hat es in Deutschland schon immer ein Gesin- 
nungsstrafrecht‘“ gegeben — gegen alle Menschen, die von 
der herrschenden kapitalistischen Ordnung als ‚‚Staatsfein- 
de“ bekämpft werden. Seit es Gefangene aus der RAF gibt, 
seit 1970, werden Menschen, die sich öffentlich gegen die 
Isolationshaft, z.B. auf Veranstaltungen, in Flugblättern und 
durch Besuche bei den betroffenen Gefangenen, einsetzen, 
mit der Begründung kriminalisiert und z. T. inhaftiert, sie be- 
trieben ‚Werbung‘ bzw. ‚„Sympathiewerbung‘‘ für die 
RAF, Anwälte werden mit der gleichen Begründung krimina- 
lisıert, wenn sie für eine Verbesserung der Haftbedingungen 
ihrer Mandanten eintreten; es heißt dann z.B., sie würden 
sich mit den Zielen ihrer Mandanten ‚‚identifizieren‘‘ sowie 
von „Vernichtungshaft‘‘ und ‚‚Isolationsfolter‘ sprechen. 

Die Prozesse gegen die Gefangenen aus RAF und dem anti- 
imperialistischen Widerstand werden von Staatsschutzgerich- 
ten unter Anwendung von Sondergesetzen geführt, in denen 
das Recht auf Verteidigung beschnitten wird. Die Urteile be- 
ruhen nicht auf dem Nachweis der individuellen Beteiligung 
an einer konkreten Aktion der RAF, sondern einer Kollektiv- 
zurechnung: Zur Verurteilung einzelner Anschläge genügt 
die Mitgliedschaft in der RAF, die ihrerseits u.a. mit Hilfe 
von Prozeßerklärungen der Angeklagten und ihren Außerun- 
gen bei Besuchen und in Briefen belegt wird. Wären die Pro- 
zesse nach UNO-Kriterien als ‚faire Verfahren‘ geführt 
worden, keine/r der Gefangenen aus der RAF und dem anti- 
imperialistischen Widerstand wäre heute noch in Haft. Kein 
„Gesinnungsstrafrecht‘‘ ? 

Die Haftbedingungen, die in jahrelanger besonderer Isola- 
tion bestehen, werden aufgrund des ‚‚Fanatismus‘‘ der Gefan- 
genen verhängt, wie ein Delegierter der deutschen Bundesre- 
gierung im Jahre 1986 gegenüber dem UN-Menschenrechts- 
ausschuß erklärte. Gefangene, die durch die Isolation haftun- 
fähig gemacht worden sind, werden weiter gefangengehalten, 
weil sie im Fall ihrer Freilassung ‚wieder Anschluß“ an 
ihnen ‚vertrautes extremes Gedankengut‘ finden könnten. 
Mit dieser Begründung setzt sich Prof. Dr. Saß in einem jetzt 
vorgelegten psychiatrischen Gutachten gegen die Freilassung 
des seit Jahren haftunfähigen Bernd Rößner ein. Kein Gesin- 
nungsstrafrecht‘‘ ? 

Das in Deutschland angewandte „Gesinnungsstrafrecht“ 
muß endlich abgeschafft werden. Die haftunfähigen Gefange- 
nen, Bernd Rößner, Günter Sonnenberg, Ali Jansen und Isa- 
bel Jacob, sind sofort freizulassen. Alle übrigen Gefangenen 
aus der RAF und dem antiimperialistischen Widerstand sind 
in absehbarer Zeit ebenfalls freizulassen. Darüber hinaus ist 
sicherzustellen, daß kein Gefangener mehr in Isolationshaft 
gehalten wird. Die juristische Grundlage des ‚Gesinnungs- 
strafrechts‘, nämlich § 129a StGB, der die Mitgliedschaft, 
Unterstützung und Werbung für eine ‚„terroristische Vereini- 
gung‘ unter Strafe stellt, ist aufzuheben — ebenso wie z.B. 
die Sondergesetze zur Beschneidung des Rechts auf Verteidi- 
gung und das gesamte politische Strafrecht, das in Verfahren 
gemäß § 129a StGB angewendet wird. 

18.5. 92 
„UNO-Gruppe gegen die Isolationshaft in der BRD“ 
DUm Mißverständnissen vorzubeugen: Die ‚„UNO-Gruppe“ 


ist keine Gruppe, die in der UNO, sondern eine, die zur UNO 
arbeitet. 


Resolution der Bundesjugendkonferenz 
der IG Medien, 24.—26. 4.1992 


Nach 22 Jahren bewaffnetem Kampf der RAF gegen das im- 
perialistische System hat sie mit ihrem Gewaltverzicht die 
Voraussetzung für eine Fortsetzung des Kampfes mit politi- 
schen Mitteln geschaffen. 

Sie hat erkannt, daß Gewalt nur Gegengewalt erzeugt. Jetzt 
istendlich der Staat am Zuge. 

Wir fordern von ihm die sofortige Freilassung der kranken, 
haftunfähigen Gefangenen — unter anderem Bernd Rößner, 
45, 17 Jahre inhaftiert; Günter Sonnenberg, 37, 15 Jahre in- 
haftiert ; Irmgard Möller, 44, 15 Jahre inhaftiert (1). 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist der Verzicht des Staates 
auf das Strafmittel der Isolationshaft, denn jeder Gefangene 
hat das Recht auf menschenwürdige Behandlung. Dieses 
Recht ist in Artikel 10 des UN-Pakts über bürgerliche und po- 
litische Rechte verankert, zu dessen Einhaltung die BRD völ- 
kerrechtlich verpflichtet ist. 

Zum besseren Verständnis: Durch Licht- und Geräuschiso- 
lation, Neonlicht — Tag und Nacht, Kontaktsperregesetz 
wird erreicht, daß die Gefangenen akut physisch und psy- 
chisch geschädigt werden. 

Daran anlehnend fordern wir die Fortsetzung der Zusam- 
menlegung der RAF-Gefangenen. Denn gerade die Gefange- 
nen untereinander können ihre Geschichte am besten aufar- 
beiten und ihre Konsequenzen ziehen. 

Erfüllt der Staat diese Forderung, würde er endlich einmal 
konkret sein offizielles Eintreten für Menschenrechte und 
Demokratie im eigenen Land zeigen. Wir sehen darin einen 
Schritt, demokratische Rechte, die in Verbindung mit der 
RAF-Auseinandersetzung abgebaut worden sind, wiederher- 
zustellen. 

Angenommen bei zwei Enthaltungen 


(1) Irmgard Möller ist nicht vor 15, sondern vor 20 Jahren gefangengenom- 
men worden (d. Red.). 


Gegen den Tod jeder Erinnerung 


Vortrag von Hans Brenscheidt von Medico International 
auf einer Veranstaltung zu den haftunfähigen politischen 
Gefangenen am 6. Mai in Frankfurt - 

Es gibt das Beispiel eines neunjährigen Mädchens, das anläß- 
lich einer Wahlkundgebung des seinerzeitigen US-Präsiden- 
ten Carter diesen erstmals leibhaftig traf und die Begegnung 
mit den verbürgten Worten kommentierte: 

„He looks much older than in his real life.‘ 

(„Er sieht sehr viel älter aus als in seinem wirklichen Le- 
ben‘) 

Womit sie ausdrückte, daß die Wirklichkeit von Mensch 
und Existenz für sie in der Television stattfindet, nicht mehr 
jenseits davon in der Form unmittelbarer Begegnung. 

Wenn das nun nicht nur für jenes Kind gilt, sondern auch 
für andere, dann haben sich in der Wahrnehmung von Men- 
schen Schein und Wirklichkeit verkehrt. Einfacher: Die 
Wirklichkeit wird zum Schein und der Schein zur Wirklich- 
keit. 

Eine derartige gesellschaftliche Verfassung besteht auf der 
Liquidation des Menschen, weil die bewußte Wahrnehmung 
der Wirklichkeit zum Irritationsmoment und zur Störvariabie 
wird, die ausgetrieben gehört. 

Das Ziel einer solchen Konditionierung der Menschen ist 
gerichtet auf deren totaler und vor allem reibungsloser Funk- 
tionalisierung und orientiert auf die Eingliederung in ein Sy- 
stem von Zwängen, das die Betroffenen nicht einmal mehr als 
Zwang zu begreifen imstande sein sollen, weil es keinen 
Punkt mehr zuläßt, von dem aus anders es gesehen werden 





könnte. 


In dieser Degradierung des Menschen zum fungiblen Mate- 
rial, zum digitalisierten, widerspruchsfreien Rohstoff, liegt 
genau die Ahnlichkeit des heute drohenden totalitären Reichs 
mit dem monströsen, technisch aber noch unfertigen gestri- 
gen. 


Es ist dieser ganze gewaltsame soziologische Vergleichgülti- 
gungsprozeß, der bildungsgeschichtlich jene Leute erregte 
und bewegte, die den bewaffneten Widerstand in der Ge- 
schichte der Bundesrepublik fundierten. 

Mit Vergleichgültigungsprozeß war und ist der Schock des 
modernen Serienmenschen gemeint, der das Gefühl von der 
Zufälligkeit seiner Existenz erfährt: das Erlebnis seiner ten- 
denziell absoluten Austauschbarkeit im Rahmen des Prozes- 
ses kapitalistischer Verwertungslogik 

Dieser Zustand des zeitgenössischen Menschen wurde von 
den Faschisten begründet und erstmals auch perfektioniert, 
ohne damals schon zu dessen Vollendung vorgedrungen zu 
seini, 

Wo die Subjekte nicht nur zu Objekten werden, die diese 
Entfremdung noch spüren und unter ihr leiden, sondern wo 
sie sich auch der Form nach in stumme Warenförmigkeit auf- 
lösen. 

Der Prozeß in den Vernichtungslagern war technisch noch 
zurückgeblieben, denn es existierte zwar das Individuum 
nicht mehr, wohl aber noch die einzelne Nummer: 6 Millio- 
nen einzelner Nummern. 

Die epocheschließende Bestätigung der planbar gemachten 
Vernichtung des menschlichen Ichs wurde schließlich als 
Rauchpilz über den Himmel von Hiroshima geschrieben, 
womit zugleich das postmoderne, atomare Zeitalter begann, 

das — sofern keine deutliche Intervention erfolgt —, mit 
der erfolgreichen Beendigung des Experiments „Mensch“ 
sein Ende finden wird. 

Ich weiß nicht, ob ich das alles richtig treffe, aber es spricht 
einiges dafür, 

daß es dieser die Sprache verschlagende Gang der ge- 
schichtlichen Entwicklung gewesen ist, der den Hintergrund 
bildet für die Entscheidung sensibler Menschen, unter ande- 
rem auch ein Veto des bewaffneten Widerstands zu formulie- 
ren. 

Worauf sie sich bezogen, was sie entsetzte, war nicht allein - 
die unbewältigte, monströse Vernichtungsarbeit der faschisti- 
schen Maschinerie, die allein schon schreckliche Tatsache der 
Beseitigung der Millionen von Juden, Russsen und Menschen 
anderer Völker und Herkunft, 

sondern zwei andere Implikationen dieses Prozesses, die 
vor allem die verhängnisvolle Zukunft beschrieben: 

Erstens: die Tendenz der faschistischen Systematik, alles 
Abweichende als Störprodukt zu eliminieren, das als jenseits 
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der Norm empfunden wurde: Zigeuner und Homosexuelle, 
Arbeitsscheue und Juden, Kommunisten und Künstler. 

Damit war die erste rohe Fundierung dessen eingeleitet, 
., was ich anfangs ausführte: die kompatible, störungsfreie und 
."operationale Anpassung der Menschnatur an die objektive 
Maschinerie einer Gesellschaft, die funktionell möglichst 
einem berechenbaren Regelkreissystem zu entsprechen hat. 


Zweitens: daß damit auch der Tod jeder Erinnerung besie- 


gelt werden sollte. Am Schluß der Vernichtung der Mehrdeu- 
tigkeit und Vielgestaltigkeit subjektiven Lebens steht die Be- 
seitigung des historischen Gedächtnisses. 

„Und ist so gut, als wär es nie gewesen‘““, lautet der Satz, 
den der Teufel an entscheidender Stelle im Faust ausspricht. 


‚Die kritische und linke Widerstandsgeneration in der Folge 
des Nazireichs entzündete sich zunächst noch an der gewalti- 
gen Verdrängungsleistung, der die Eltern sich unterzogen. 

Aber erkennbar war damals schon weit Schlimmeres: 
Wenn nur eimal die Erinnerung und das Wissen um die Viel- 
falt und Vieldeutigkeit menschlicher Entwicklung beseitigt 
sind, weil es so etwas nicht mehr gibt, ist selbst die Verdrän- 
gungslast im Ansicht von Unheil, Unrecht und Unterdrük- 
kung ersatzlos aufgehoben. 

Die Geschichte der Mitglieder der RAF ist weder einheit- 
lich noch frei von Irrtümern und Fehlhandlungen, wobei 
überhaupt in diesem Zusammenhang die Frage sich stellt, ob 
ihre wohl antiquierten Mittel und Methoden dem modernen 
Prozeß der ganzheitlichen Konditionierung vom gesellschaft- 
lichen Menschen im Rahmen eines lebensbegleitenden Trai- 
ningsprogramms entsprachen, 

eines aber ist auch sicher: Der Staat und seine tragenden 
Schichten versäumten so gut wie nichts, was die Leute aus 
dem Widerstand noch doch bestätigt hätte: 

Eine der frühen und aufschlußreichsten Antworten auf die 
Störaktionen der Menschen aus der RAF war die Camera si- 
lens. Die Isolierzelle. Militärwissenschaftlich entwickelt in 
Hamburg Eppendorf, zur Praxis gebracht im Knast von Os- 
sendorf. 

Die von ihren Entwicklern offenkundig eingestandene 
Funktion der Camera silens besteht erstens darin, daß Isolie- 
rung eintritt, Schweigen und absolute Stille, und zweitens und 
vor allem im Versuch, zu einer sozialpsychologischen Ein- 
stellungsänderung derjenigen zu kommen, die dieser Proze- 
dur unterzogen werden. 

Sie selber sollten in weitestgehender Reizarmut und in arti- 
fizieller Umgebung nicht mehr unterscheiden können, ob die 
Legitimation und Triftigkeit ihrer Beweggründe nun dem 
Schein oder der Wirklichkeit entsprachen. 

Vermittels einer repressiven Versuchsanordnung auf psy- 
chologischer Grundlage, deren Objekte sie waren, sollte an 
ihnen nur das forciert vollzogen werden, was allen anderen 
auch geschah: die konstitutive Zerstörung von Wahrneh- 
mung, Erinnerung und Gedächtnis. 

Der Staat der Bundesrepublik, die Gerichte und die Institu- 
tionen der Zwangsgewalt haben niemals nur ihren reklamier- 
ten Strafanspruch an den inhaftierten Mitgliedern der RAF 
vollzogen, sondern sie haben Rache geübt, überwertig gehan- 

delt, niemals nur gestraft für das, was die Gefangenen tatsäch- 
lich oder angeblich getan haben, — 

aber selbst damit nicht genug, ging es ihnen wohl dirai, 
exemplarisch am Beispiel inhaftierter Menschen, deren Mo- 
tiv Widerstand war, diese so wieder vorzuführen, daß sie je- 
ner Norm entsprachen, in der sich der triumphale Erfolg über 
das ebenso unterdrückte gesellschaftliche Allgemeine aus- 
zeichnet. 


Was der Staat, wie auch immer parteipolitisch geführt, jenen 
in besonderer Weise antat, die ganz und gar nicht in sein Kon- 
zept paßten, ist diesem vorzuwerfen, weil es unmenschlich 
war und ist ; unlogisch aber war es nicht. Grundios auch nicht. 
Was. immer die einzelnen Aktionen und Kampfphasen der 
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RAF ausgemacht hat, für die ich keineswegs pauschal mich 


| _ ausspreche. 


Vor wenigen Tagen ist der neue Weltentwicklungsbericht 
der Vereinten Nationen erschienen: als ein düsteres Kapitel, 
dessen Schlußfolgerungen letztlich kein anderes Urteil zulas- 
sen als jenes, daß es für den Großteil der Menschheit endgül- 
tig und definitiv keine Zukunft und eben keine Entwicklung 
geben wird. 

Auch daraus ergibt sich die Logik dessen, was der lokale 
Staat und was internationale Unterdrückungsagenturen an der 
RAF zu bekämpfen hatten ; nicht aber ergibt sich daraus, was 
die Linke in diesem Land dazu brachte, neben der Kritik an 
der RAF auch das zu verwerfen, was deren Inhalt und Grund 
der Auseinandersetzung mit dem Bestehenden ausmacht. 
Außer vielleicht und paradoxerweise, daß die Beweisführung 
gegen die planhaft vollzogene Vernichtung des Menschlichen 
so überwältigend war, daß sie vom noch vorhandenen linken 
Bewußtsein nur schwer ertragen werden konnte. 

Beinahe am Ende seiner eigenen Existenz zog der Philo- 
soph Walter Benjamin ein kurzes, fast aphoristisches Resu- 
mee der faschistischen Epoche, für sich selbst in wachsender 
Einsamkeit und gerichtet an die wenigen, die damals noch zur 
Verfügung standen, um Menschlichkeit zu verteidigen, und 
das auch heute nicht deplaziert oder gar übertrieben wirkt: 

Er sagte: „Daß man mit immer weniger Mitteln immer 
mehr zu verteidigen hat.“ 

Es sind dies Worte für Zeiten, wo die organisierte Men- 
schenfeindlichkeit unermeßlich groß geworden ist, aber gera- 
de daraus auch der Grund resultiert, es so nicht hinzunehmen. 

Ebenfalls zur Zeit des Faschismus entstand ein Satz des 
französischen Dichters René Char, eines Surrealisten, der 
gegen allen Trend ein doch noch mögliches Bündnis für die 
Zukunft beschrieb: 

„Wir sind an diesem Tage dem Unglück so nahe, wie es 
selbst die Sturmglocke nicht ist. — Höchste Zeit, daß wir uns 
eine Unglücks-Gesundheit zurechtbauen. Selbst wenn sie 
nach außen hin das Anmaßende des Wunders haben sollte‘ 


Die Aufforderung an die politischen Gefangenen der Bundes- 
republik Deutschland, endlich abzuschwören, ist schon aus 
sachlichen Gründen widersinnig, weil kein einziger der Grün- 
de, um die es immer ging, nicht in verschärfter Form noch 
vorhanden wäre. 

Man kann aber ruhig sagen, daß man es nicht mehr tun 
wird, weil man es anders wieder machen will. 


Prozeß gegen zwei Antifaschisten: 
Freispruch und iebenslänglich 


Der Prozeß gegen die beiden Antifaschisten Gerhard Böge- 
lein (67) und Karl Kielhorn (72) endete in Hamburg am 
18.5.92. Kielhorn wurde freigesprochen, während Bögelein 
zu lebenslänglich verurteilt wurde, weil ihm ‚„Heimtücke“ 
unterstellt wurde. Bögelein sah sehr schlecht aus, und der 
Versuch, ihn zumindest noch einmal zu umarmen, bevor sie 
ihn wegbunkerten, mißlang. Genauso wie der Prozeß an sich 
ein Skandal und die nahtlose Anknüpfung an den Faschismus 
skandalös, ist es die Verurteilung Bögeleins. Mit seiner Ver- 
urteilung soll u.a. der Ex-DDR im nachhinein ihre Legitima- 
tion genommen werden. Außerdem eröffnet sie weiteren Ver- 
fahren Tür und Tor, alten wie neuen. Das Urteil drückt aus: 
Antifaschistischer Kampf ist illegal und nicht rechtens, zu- 
mindest unerwünscht. Bögelein hat im übrigen Revision an- 
gekündigt und daß er weiterkämpfen will. Der BesucherlIn- 
nenraum in Saal 335 war vollständig gefüllt, und vor der Tür 
warteten ungefähr nochmal 60 Leute, um hereingelassen zu 
werden. Bei Verkündung des Urteils wurde spontan gerufen, 
gepfiffen und wurden Transparente entfaltet. Als die Interna- 
tionale gesungen wurde, ließ der Richter den Saal räumen, 
was äußerst ruppig von den schon darauf wartenden B. durch- 
gezogen wurde. Von einigen Leuten wurden die Personalien 


aufgenommen, und dann wurden alle aus dem Gebäude ge-. 


drängt. Sie riefen aber weiter Parolen und sangen immer wie- 
der die Internationale. Anschließend folgte eine kurze Demo 
durchs Karoviertel, die, obwohl sie sehr klein war und ohne 
Transparente (die hatten uns die B. abgenommen), geprägt 
war von unserer Wut und Fassungslosigkeit: Wir versuchten 
den Leuten durchs Megaphon den Leuten das Urteil zu ver- 
mitteln und den BRD-Staat dafür verantwortlich zu machen. 
Nachmittags war dann noch eine Demo, auf der ca. 300 Leute 
waren. Zunächst sollte es zum Knast gehen, was die B. aller- 
dings verhinderten. Sie sperrten kurzerhand die Straße zum 
Knast ab. Es konnte aber noch mit einigen Gefangenen geru- 
fen und an Gerhard Bögelein Grüße vermittelt werden. Da- 
nach demonstrierten wir weiter durch mehrere Viertel. Die B. 
waren die ganze Zeit präsent und versuchten bis zum Schluß 
zu provozieren. Insgesamt war es ein starkes Gefühl unterein- 
ander, obwohl die meisten das Urteil doch sehr betroffen ge- 
macht hat. Bögelein soll keine Solidarität mehr mitbekom- 
men. Dazu paßt auch, daß sie uns nicht zum Knast ließen. Es 
soll jetzt eine Kampagne zur Freilassung von Bögelein laufen. 
Alle werden dazu aufgerufen. Die Initiative in Hamburg dazu 
trifft sich montags um 20 Uhr in der Karolinenstr. 21. (Eine 
Prozeßbeobachterin) 


Türkische Faschisten 
und deutsche Sozialdemokraten Hand in Hand? 


Am 16.5.92 fand in Bremen eine Demonstration türkischer 
Nationalisten und Faschisten statt. Sie wurde angeführt vom 
türkischen Honorarkonsul in Bremen, Herrn Grabbe, dem 
SPD-Mitglied und ehemaligen Bundestagsabgeordneten der 
SPD, Peter Würtz, und einer etwa 30köpfigen Gruppe von 
militanten Anhängern der ‚Grauen Wölfe“. Letztere führten 
Schußwaffen, Eisenstangen, Knüppel und Messer bei sich 
und griffen mehrere Leute, in denen sie Kurden erkannten, 
damit an:-Insgesamt waren es entgegen der Vorankündigung, 
es würden Tausende werden, nur ungefähr 500. Dies wird 
nicht zuletzt darauf zurückzuführen sein, daß in Bremen — 
anders als in anderen Städten zuvor — gegen diese Demo fort- 
schrittliche und linke Türken, Kurden und Deutsche mobili- 
siert hatten. Die Gegendemo war ungefähr genauso stark. Es 
waren reichlich Polizeikräfte aufgeboten worden, die jedoch 
wieder einmal eindeutig Partei bezogen und nicht nur die tür- 
kischen Faschisten die Gegendemonstranten angreifen lie- 
- Ben, sondern ihrerseits auf die Gegendemonstranten losschlu- 
gen, traten und an die 90 festnahmen. Noch auf dem Reiver 
wurden DemonstrantInnen mißhandelt. Das „Bündnis gegen 
Rassismus und Chauvinismus‘‘, das vor und nach der Demo 
hierüber versuchte Öffentlichkeit herzustellen, fragt, wie es 
angehen kann, daß bei der Gegendemo von den GRÜNEN 
nichts zu sehen war ; daß die taz den türkischen Nationalisten 
Gelegenheit gegeben hatte, in großen Anzeigen für die Demo 
zu werben und daß die ‚„deutsch-türkische Gesellschaft 
e.V’, der namhafte SPD-Mitglieder angehören, diese De- 
monstration der türkischen Rechten unterstützte. Das ‚‚Bünd- 
nis“ verlangt u.a. den Ausschluß Peter Würtzs aus der SPD 
als demonstratives Zeichen einer Distanzierung. (d. Red.) 


Sevilla: Alle Festgenommen sind wieder frei! 


Nach drei Wochen Knast sind alle eif Menschen (sieben Bas- 
ken und SpanierInnen, drei Deutsche und ein Österreicher), 
die während der Expo (Weltausstellung) am 21.4. auf einem 
Campingplatz in der Nähe von Sevilla festgenommen worden 
sind, mit Auflagen entlassen worden: Sie müssen sich alle 14 
Tage bei den Behörden melden und dürfen ihr Land bis Pro- 
zeßabschluß nicht verlassen. In einem halben bis zwei Jahre 
werden die Prozesse gegen sie beginnen. 

In der BRD gab es zahlreiche Solidaritätsaktionen zu den 
inhaftierten GenossInnen. So gab es u. a. neben Resolutionen 
und Kundgebungen zwei Besetzungen von spanischen Konsu- 


laten in Berlin und Köln. (d. Red.) 


Massenmord an politischen 
und Kriegsgefangenen in Peru 


Wieder einmal versucht der Imperialismus durch seinen un- 
tertänigsten Diener Fujimori das Voranschreiten des Volks- 
krieges in Peru aufzuhalten, indem er ihn zum Mittel des Mas- 
senmordes an politischen und Kriegsgefangenen im Gefäng- 
nis Canto Grande in Lima greifen läßt. Die Erstürmung des 
Gefängnisses durch die Streitkräfte ist schon lange von den 
Reaktionären vorbereitet worden, und die Gefangenen selbst 
haben wiederholte Male vor einem neuen Genozid gewarnt 
und ihn sogar in Schutz- und Hilfegesuchen an die Gerichte 
angekündigt. Es gab eine Reihe von Provokationen, angefan- 
gen von verstärkter Repression gegen die Angehörigen und 
Anwälte der Gefangenen, bis hin zum Versuch, die anderen 
Gefangenen aufzuwiegeln und sie zum Sturm auf den Trakt 
der politischen und Kriegsgefangenen anzustacheln. Seit 
Fujimoris Putsch am 5. April haben die Streitkräfte das Ge- 
fängnis umzingelt und eingenommen, um so ihre Politik der 
Vernichtung und Ermordung von Gefangenen durchzufüh- 
ren. Unter dem Vorwand der Verlegung von Kriegsgefange- 
nen an einen anderen Ort (die „Verlegung“ war für das Mili- 
tär immer schon eine Gelegenheit, Gefangene zu ermorden 
und verschwinden zu lassen) versuchten seit dem 6. Mai die 
Streitkräfte vier Tage lang den Gefängnistrakt der Kriegsge- 
fangenen zu stürmen, den diese mit heftigem Widerstand ver- 
teidigten. Es war ein ungleicher Kampf: die reaktionären 
Kräfte mit 3000 Soldaten der Elitetruppe, mit schweren Waf- 
fen, Panzerabwehrraketen, Panzerfahrzeugen etc. und auf 
der anderen Seite die Kriegsgefangenen mit ihrem unbeugsa- 
men Entschluß ‚Kämpfen und Widerstand leisten für den 
- Volkskrieg‘“. Nach vier Tagen wurden die Gefangenen durch 
den großen Kräfteunterschied schließlich überwältigt. Im 
Kampf waren bis dahin 8 Gefangene getötet worden, aber 
nach dem Kampf wurden noch über 100 Gefangene selektiv, 
auf feige Weise von den Streitkräften getötet, und weitere 80 
sind verschwunden. Viele Gefangene, auch verwundete sind 
in verschiedene Kasernen verlegt worden, wo sie weiter ge- 
foltert werden. Die Desinformationskampagne und die vari- 
ierenden Zahlenangaben mit dem Ziel, die wahre Anzahl der 
Opfer. zu verschweigen, gleicht jener der anderen Massen- 
morde vom 4.10.84 (unter der Regierung Belafide, 30 Tote) 
und vom 19. 6. 86 (Regierung Alan Garcia, 300 Tote). 

aus: Politische Berichte 11/92 


Politische Gefangene in Argentinien 


„Weißt du, daß es in Argentinien politische Gefangene 
gibt? Freiheit für die gefangenen GenossInnen heißt Frei- 
heit für alle“ 

Den nachfolgend abgedruckten Handzettel mit dieser Frage 
verteilten AktivistInnen im Zentrum von Buenos Aires. 

Mehr noch als in Argentinien besteht im Ausland, z. B. in 
der BRD, ein Informationsdefizit über die aktuelle Situation 
der Menschenrechte. Die Militärdiktatur mit den Tausenden, 
die spurlos verschwunden, d.h. ermordet wurden, ist vielen 
hier noch in Erinnerung, nicht zuletzt durch die Aktivitäten 
der „madres de la plaza de mayo“ den Angehörigen der Ver- 
schwundenen, die durch ihre regelmäßigen Demonstrationen 
verhindern, daß der Terror des Militärs in Vergessenheit ge- 
rät. 

Aber politische Gefangene im heutigen Argentinien? Zur 
Zeit ist dort doch Demokratie, denken viele. Um genauere In- 
formationen zu erhalten, trafen wir uns mit Vertreterinnen: 
einer Menschenrechtsorganisation im Zentrum von Buenos 
Aires. Die Verantwortlichen baten uns, diese Informationen 
in Europa weiter zu verbreiten. Daher dieser Brief mit der Bit-- 
te um Abdruck. | 

` Von den ca. 30 politischen Gefangenen, die es momentan in 
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Argentinien gibt, sind 20 Gefangene der Tablada-Aktion; 16 
Männer und 4 Frauen, die in getrennten Knästen unterge- 
bracht sind. 

` 1989 versuchten AnhängerInnen der „Movimiento Todos 
por La Patria“ (MTP), einer revolutionären Organisation, 
die im Mai 1986 von christlichen, linksperonistischen und 
marxistischen Sektoren gegründet wurde und in der sich u. a. 
Ex-Guerillas /os, AktivistInnen aus Menschenrechtsorgani- 
sationen eic. zusammengeschlossen hatten (Als Programm 
wurden demokratische, nationale, antiimperialistische und 
revolutionäre Ziele definiert, im Sinne eines ‚Vaterlands‘“ 
ohne Unterdrückung und Ausbeutung, in nationaler Selbstbe- 
stimmung.), die Tablada-Kaserne in der Umgebung von Bue- 
nos Aires zu besetzen, um einen Putschversuch zu verhindern, 
der ihrer Meinung nach in dieser Kaserne vorbereitet wurde. 
Das bestens ausgerüstete Militär schlug die Besetzung brutal 
nieder, 49 Personen wurden getötet, darunter 29 BesetzerIn- 
nen. In der marginalen Linken in Argentinien löste diese 
Aktion größtenteils Unverständnis und Distanzierung aus. 


Wohlwollende KommentatorInnen unterstellten den Aktivi- 


stinnen, daß sie in eine Falle der Militärs gelaufen sind. 

Dementsprechend schwierig war und ist es, die Freilas- 
sungsforderung für diese Gefangenen in einer breiteren Öf- 
fentlichkeit bekannt zu machen. 

Die nach Geschlechtern getrennten Gefangenen sind zu- 
sammengelegt, allerdings die Männer in einem ‚20-Stock- 
werke-Knast‘“ in Zellen, in die kein Sonnenlicht dringt. Teil- 
weise warten die Gefangenen noch auf ihren Prozeß, andere 
sind zu Haftstrafen zwischen 20 und 8 Jahren verurteilt wor- 
den. 

Briefe an die Gefangenen, auch in Englisch, können an fol- 
gende Adresse geschickt werden. Dort gibt es auch weitere In- 
Jormationen über die Situation der politischen Gefangenen in 
Argentinien, so auch über die zahlreichen Opfer des Polizei- 
terrors. Private und staatliche Polizei kann ohne gesetzliche 
Grundlage in den Slums der großen Städte vor allem Jugendli- 
che unter nichtigen Vorwänden festnehmen und foltern. 

Comision Argentina por la Libertad de los Presos Politicos, 
Corrientes 1782, 2 piso „‚C“‘, Buenos Aires — Argentinia. 


Nachdem die Militärs die Macht vor acht Jahren formal abge- 
geben haben, gibt es wieder Gefangene aus politischen Grün- 
den. Ihr einziges ‚Vergehen‘, daß sie sich aktiv und mit lau- 
ter Stimme gegen dieses System von Hunger und Resignation 
gewandt haben. Sie sind VolkskämpferInnen. 

Wir fordern ihre umgehende Freilassung. In den Knast sol- 
len die Tausende von Mördern, die unter dem Mantel des 
Staatsterrorismus eine ganze Generation umgebracht haben 
und sich heute völliger Straffreiheit erfreuen. 

Unter folgender Adresse kannst du die Arbeit unterstützen 
mit nichtverderblichen Lebensmitteln, Zigaretten, Büchern 
USW. ! 

Corrientes 1785, 20 „C“, Buenos Aires. Oder du machst 
bei uns mit. Wir treffen uns mittwochs um 19 Uhr. 

Argentinisches Komitee für die Freiheit der politischen Gefangenen 


Namen der politischen Gefangenen: 

Carcel de Caseros (politische Gefangene von der Tablada- 
Aktion) 

— Juan Carlos Albella (39 Jahre, Händler, Stadtteilaktivist, 
30 Straßenzüge von der Kaserne entfernt verhaftet, zu 10 Jah- 
ren verurteilt, Aktivist des MTP) 

— Juan Manuel Burgos (21 Jahre, Student, verhaftet wie der 
Vorhergenannte, zu 11 Jahren verurteilt, Aktivist vonMTP) 

— Daniel Gabioud Almirón (23 Jahre, Student, Druckereiar- 
beiter, verhaftet wie die Vorigen, zu 13 Jahren verurteilt, Ak- 
tivist vonMTP) 

— Fray Antonio Puigiane (64 Jahre, Kapuzinerpater, stellte 
sich freiwillig der Jusitz, zu 20 Jahren verurteilt, Aktivist von 
MTP) 

— Roberto Felicetti (38 Jahre, Angestellter, verhaftet in der 
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Kaserne, verurteilt zu lebenslänglich plus Einschluß au un- 
bestimmte Zeit, Aktivist von MTP) 

— Claudio Veiga (26 Jahre, Milchprodukte-Lieferant, in der 
Kaserne verhaftet, zu lebenslänglich verurteilt, Aktivist von 
MTP) 

— Claudio Rodriguez (24 Jahre, Grafiker, Religionslehrer 
der christlichen Basisgemeinde Parroquia Maria Madre de 
Pueblo, zu lebenslänglich verurteilt, Aktivistder MTP) 

— Miguel Aguirre (Textilarbeiter und Religionslehrer in der- 
selben Gemeinde, verhaftet in der Kaserne, Aktivist \ von 
MTP) 

— José Moreyra (36 Jahre, Maurer, Stadtteilaktivist, in der 
Kaserne verhaftet und zu lebenslänglich verurteilt, Aktivist 
von MTP) 

— Joaquin Ramos (22 Jahre, Staatsbediensteter und Student, 

verhaftet in der Kaserne, zu lebenslänglich verurteilt, Akti- 
vist von MTP) 

— Guatavo Mesutti (30 Jahre, Metallarbeiter, in der Kaserne 
verhaftet und zu lebenslänglich verurteilt, MTP-Aktivist) 

— Luis Norberto Diaz (30 Jahre, Schuhmacher, Stadtteilfüh- 
rer, in der Kaserne verhaftet, zu lebenslänglich verurteilt, 
MTP-Aktivist) 

— Miguel Faldutti (25 Jahre, 30 Straßenzüge von der Kaserne 
verhaftet, zu 13 Jahren verurteilt, MTP-Aktivist) 

— Carlos Ernesto Motto (25 Jahre, Student, Druckereiarbei- 
ter, in der Kaserne verhaftet und zu lebenlänglich verurteilt, 
MTP-Aktivist) 

— Luis Dario Ramos (28 Jahre, Handwerker, Stadtteilführer, 
in der Kaserne verhaftet und zu lebenslänglich verurteilt, Ak- 
tivist von MTP) 

— Sergio Paz (31 Jahre, Stadtteilführer, in der Kaserne ver- 
haftet, zu lebenslänglich verurteilt, MTP-Aktivist) 


Carcei de Ezeiza (politische Gefangene von der Tablada-Ak- 
tion) 

— Dora Molina de Felicetti (32 Jahre, Buchhalterin, 30 Stra- 
Benzüge von der Kaserne entfernt verhaftet, zu 15 Jahren ver- 
urteilt, MTP-Aktivistin) 

— Cinthia Castro (28 Jahre, stellte sich freiwillig der Jusitz, 
zu 11 Jahren verurteilt) 

— Claudia Acosta (34 Jahre, Haushälterin, in der Kaserne 
verhaftet, zu lebenslänglich verurteilt, MTP-Aktivistin) | 
— Isabel Fernadez de Mesutti (26 Jahre, Sozialarbeiterin, 
verhaftet in der Kaserne, zu lebenslänglich verurteilt) 


Carcel de Gualeguaychü (peronistische politische Gefangene 
der Gruppe ‚‚Die Abwegigen‘“) 

— Eduardo Soares (Rechtsanwalt, verhaftet, nachdem er am 
Pcia. de Entre Rios eine Versammlung mit seiner Organisa- 
tion abgehalten hatte, Aktivist der Gruppe „Die Abwegi- 
gen‘) 

— Jorge Michelena (Angestellter, unter denselben Umstän- 
den verhaftet, Aktivist der „Abwegigen‘‘) — Juan Carlos 
Santamaria (in derselben Situation verhaftet) 


Carcel de Devoto 

— Horacio Ramos (Student, Stadtteilaktivist, angeklagt we- 
gen unerlaubter Versammlung) 

— Guillermo Maqueda (Student, verurteilt als Beteiligter der 
Vorgänge von La Tablada, zu 10 Jahren verurteilt) 


Angehörige Kinder malen für politische Gefangene 


Auf 16 farbigen Postkarten haben sich sieben angehörige Kin- 
der verschiedenen Alters ihre Knasterfahrungen von der See- 
le gemalt oder einfach den Gefangenen eine Freude machen 
wollen. 

Bunte Kartenserie — 16 Stück 18 DM plus 2 DM Porto. Bei 
Sammelbestellung über 3 Serien und mehr — Porto 4 DM. 
Bitte Vorauskasse bar oder Scheck an: Angehörige der politi- 
schen Te Postlagerkarte 050205, 6230 Frankfurt/ 
Main 80. 


Prozeßtermine 


Iren-Prozeß geht zu Ende — Gerry McGeough wird in die 
USA ausgeliefert! 

Am Donnerstag, den 21.5., fanden die Plädoyers der Vertei- 
diger im Prozeß gegen Gerry Hanratty und Gerry McGeoush 
statt. Danach sollte sich entscheiden, wann die Urteilsverkün- 
dung und somit das Ende des Prozesses sein werden. Mögli- 
cherweise wird Gerry McGeough schon vor Prozeßende in 
die USA ausgeliefert; der genaue Termin der Auslieferung 
wird geheimgehalten. Es gibt noch einen Prozeßtermin am 
Montag, den 25.5., an dem dann eventuell Urteilsverkün- 
dung ist, ansonsten wären noch zwei Prozeßtermine am 4. 
und 5. Juni für das Urteil reserviert. Kommt massenhaft zum 
Prozeß, bevor er zu Ende ist! 


Prozeß gegen Ralf und Knud 

Der nächste Termin im Prozeß gegen Ralf Gauger und Knud 
Andresen vor dem Landgericht in Itzehoe ist am Montag, den 
25.5., um 9.30 Uhr (und weiterhin jeden Montag). Treff- 
punkt in Hamburg ist um 7.30 Uhr an der Sternschanze. Wei- 
tere Prozeßtermine könnt Ihr über das Infobüro erfahren: c/o 
Schwarzmarkt, Paulinenstr. 15a, 2000 Hamburg 36, Tel.: 
(040) 315642, Öffnungszeiten: Mo 17.30—18.30 Uhr und 
Mi 15—16 Uhr. 


Termine 


Düsseldorf. 22.5., 11 Uhr, Demonstration am Justizministe- 
rium. 

Hamburg. 24.5., 14 Uhr, Feier am Strand Övelgönne zu 
Günter Sonnenbergs Freilassung. 

Hamburg. 27.5., 20 Uhr, Universität Hamburg, von Melle 
Park, Philosophenturm, Hörsaal A, Informations- und Dis- 
kussionsveranstaltung zur aktuellen Lage in Kurdistan mit 
den unabhängigen kurdischen Abgeordneten Hatip Dicle und 
Zübeyir Aydar sowie dem Vorsitzenden der HEP, Ahmet Ka- 
ratas. l 

Darmstadt. 10.6., 19 Uhr, Turnhalle der Bessunger Kna- 
benschule, Ludwigshöhstr. 42, Informations- und Diskus- 


sionsveranstaltung zur aktuellen Situation von Isabel Jacob 
und Ali Jansen. Es werden u.a. dabei sein: RA Wolfgang 
Kronauer (Frankfurt), RA Berthod Fresenius‘ (Frankfürt), 
Dr. Lutz Rosenkötter (Frankfurt) und andere Ärzte. 

Worshop zu den politischen Gefangenen, insbesondere 
den haftunfähigen Die ‚Initiative von Medizinerinnen und 
anderen Menschen“ veranstaltet auf dem Gesundheitspoliti- 
schen Kongreß, der vom 19.—21.6. in Hamburg stattfindet, 
einen Workshop zu den Gefangenen mit Dr. Lutz Rosenköt- 
ter, RechtsanwältInnen und ehemaligen Gefangenen. Die ge- 
nauen Zeiten und Ort stehen noch nicht fest, werden wir aber 
noch rechtzeitig bekanntgeben. 

Bonn. 20.6., 11 Uhr, bundesweite Demonstration „Für das 
Leben und die Freiheit der politischen Gefangenen!“ 
Northeim. 27.6., 11 Uhr, Marktplatz, Demonstration ,Wi- 
derstand hat Tradition — Den antifaschistischen Widerstand 
organisieren“, anschließend ‚Rock gegen Rechts“ auf der 
Waldbühne unter dem Titel „Gegen die künstliche Isolation 
— Die antifaschistische Kultur“ und Ausstellung über antifa- 
schistischen Widerstand von der Weimarer Republik bis zum 
Ende des Dritten Reiches. Kontaktadresse: Buchladen Rote 
Straße, c/o Kulturinitiative, Rote Str. 10, 3400 Göttingen. 


Anzeigen 


„Einschnitt — St. Pauli: Hafenstraße, Pinnasberg, Nach- 
barn, Kinder, St. Pauli Süd“ Textsammlung des Hafenrand- 
vereins für selbstbestimmtes Leben und Wohnen in St. Pauli 
e. V., 54 Seiten, 5 DM, zu beziehen über: Hafenrandverein, 
c/o GWA, Hamburger Hochstr. 2, 2000 Hamburg St. Pauli, 
oder: Schwarzmarkt, Paulinenstr. 15, 2000 Hamburg 36. 


Nachtrag zu den Sonderseiten Türkei 


Wie wir aktuell erfahren haben, sind inzwischen die meisten 
der Festgenommenen wieder frei — darunter die „Grup Yo- 
rum“ und Sevgi Erdogan. Immer noch in Haft sind jedoch 
zwei Frauen aus dem Menschenrechtsverein „Tüm Özgür 
Der“, und die Verbote sind ebenfalls noch nicht zurückge- 
nommen worden. 








verlag. 
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Für das Leben und die Freiheit der politischen Gefangenen 


- Aufruf zur bundesweiten Demonstration am 20. Juni in Bonn, Beginn 11 Uhr 


Viele haben vor 3 Jahren — während des letzten Hunger- 
streiks der politischen Gefangenen — gemeinsam mit uns 
: (Freundinnen, Angehörigen, GenossInnen) für die Forderun- 
' gender Gefangenen demonstriert. 

Diese Forderungen sind bis heute im wesentlichen nicht 
verwirklicht! 


Wann, wenn nicht jetzt -— wer, wenn nicht wir ?! 

Nach mehr als 20 Jahren Sondersesetzen, Isolationshaft und 9 
toten Gefangenen, nach mehr als 20 Jahren kollektivem 
: Kampf der Gefangenen und immer größer werdender öffent- 
licher Unterstützung sehen sich Teile des Staatsapparats ge- 
zwungen, die harte Haltung des Staates gegenüber den Gefan- 
genen in Frage zu stellen. 

Mit ihrer Erklärung vom 10. April 1992 hat die RAF ent- 
schieden, Angriffe auf führende Repräsentanten aus Wirt- 
schaft und Staat für den jetzt notwendigen Prozeß einzustel- 
len. 

Damit markiert die RAF einen Schnitt in die aktuelle Situa- 
tion. 

Für die Gefangenen aus RAF und Widerstand sagt Irmgard 
Möller, seit 20(!) Jahren im Knast, in einer Erklärung vom 
15. April 1992: 

»... daß die globalen und innergesellschaftlichen umbrü- 
che so tiefgehend sind, daß sie für alle eine einfache fortset- 
zung der politik und praxis der 70er und 80er jahren unmög- 
lich machen ..“ 

Dazu gehört unbedingt, daß die politischen Gefangenen an 

den jetzt notwendigen politischen Prozessen teilnehmen kön- 
nen. Wir wollen eine gemeinsame Diskussion, die unter den 
vorhandenen Bedingungen nicht möglich ist. Diese Bedin- 
gungen müssen sich ändern — sofort und für alle! 
‘ Alle, die auf der Suche nach Wegen sind, wie menschen- 
würdiges Leben hier und weltweit an ganz konkreten Fragen 
organisiert und durchgesetzt werden kann, fordern wir auf, 
mit nach Bonn zu kommen! Wir wollen auf die Straße gehen, 
weil wir wissen, daß konkrete Schritte zur Änderung der Si- 
tuation aller Gefangenen nicht freiwillig gemacht werden, 
sondern erkämpft werden müssen! 


Wir wollen nach Bonn gehen, um von der Regierung zu for- 
dern, die Weichen für eine politische Lösung für alle politi- 
schen Gefangenen zu stellen. Das heißt, die Freilassung aller 
politischen Gefangenen zu entscheiden und die notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen, daß die Gefangenen in einem über- 
schaubaren Zeitraum rauskommen. 

Erste Schritte dazu sind, daß die haftunfähigen Gefangenen 
Bernd Rößner, Günter Sonnenberg, Isabel Jacob und Ali Jan- 
sen sofort freigelassen werden. Ute Hladki und Angelika Go- 
der müssen draußen bleiben, weil sie haftunfähig sind. 

Für alle anderen Gefangenen aus RAF und Widerstand for- 
dern wir als ersten und sofort möglichen Schritt ihre. Zusam- 
menlegung und die Aufhebung aller Sondermaßnahmen, die 
ihre Kommunikation einschränken oder unmöglich machen. 
Dazu gehört auch, daß die neuen Strafverfahren gegen einige 
Gefangene aus der RAF, die auf Kronzeugenaussagen basie- 
ren, eingestellt werden. 

Und: Die Freilassung der politischen Gefangenen darf 
nicht von inquisitorischen Anhörungen abhängig gemacht 
werden. 

Politische Lösung bedeutet aber auch: 

Alle Isolationstrakte und Sonderabteilungen müssen ge- 
schlossen werden. 

Alle hafiunfähigen Gefangenen müssen freigelassen wer- 
den. 

Alle repressiven Maßnahmen gegen die, die sich für das Le- 
ben und die Freiheit der Gefangenen einsetzen, müssen einge- 
stellt werden. 


Freundinnen und GenossInnen der politischen Gefangenen in 
der BRD 
(UnterstützerInnen: Bunte Hilfe Darmstadt, Infobüro Stutt- 
gart, Initiative für die Zusammenlegung Heidelberg, Infobü- 
ro Karlsruhe, Infoladen Bonn, red house Düsseldorf, clock- 
work 129a. Stand: 10. Mai 1992) 

Kontaktadresse: Infoladen Bonn, Wolfstr. 10/ Hinterhaus, 
5300 Bonn 1. 

Spendenkonto: K.Leukefeld, Postgiroamt Köln, BLZ 
370 10050, Konto-Nr. 3968-506, Stichwort : Bonn-Demo 


Sammelt weitere UnterstützerInnen für den Aufruf bzw. die Demonstration! Schickt diese bis zum 31. Mai 1992 an die Kon- 
taktadresse zurück. Die Namen werden bei der zweiten Auflage des Aufrufs veröffentlicht. 
Ab spätestens Ende des Monats wird es die Mobilisierungsplakate geben. Ihr könnt uns jetzt schon schreiben, wieviele Ihr 


bestellen wollt. 


a) Wir unterstützen des Aufruf zur Demonstration Für das Leben und die Freiheit der politischen Gefangenen am 20. Juni 1992 


in Bonn: 


Name / Organisation / Gruppe 


Adresse 





b) Wir unterstützen die Demonstration Für das Leben und die Freiheit der politischen Gefangenen am 20. Juni 1992 in Bonn: 


Name / Organisation / Gruppe 


Adresse 
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